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Anleihebedingungen für Inhaberschuldverschreibungen der 
solarcomplex AG – 2035 / 3,9% 
§ 1 Euro, Gesamtnennbetrag, Stückelung, Form, Verbriefung und Mindesterwerb 

(1) Die Schuldverschreibungen der solarcomplex AG mit Sitz in Singen Hohentwiel, 
Geschäftsanschrift Ekkehardstraße 10, 78224 Singen Hohentwiel, eingetragen im 
Handelsregister des Amtsgerichts Freiburg i. Br. unter HRB 701484 (die „Emittentin“), werden 
im Gesamtnennbetrag von bis zu 5.000.000 Euro (in Worten: fünf Millionen Euro) begeben 
(die „Schuldverschreibungen“ oder die „Anleihe“). 

(2) Die Anleihe ist eingeteilt in bis zu 500 untereinander gleichberechtigte, auf den Inhaber 
lautende Teilschuldverschreibungen im Nennbetrag von jeweils EUR 10.000 (jeweils eine 
„Teilschuldverschreibung“). 

(3) Der Mindesterwerbspreis je Anleger bei erstmaligem Erwerb beträgt EUR 100.000. Ein 
erstmaliger Erwerb unterhalb dieses Betrags ist unzulässig, soweit nicht zwingende 
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. 

(4) Die Schuldverschreibungen werden für ihre gesamte Laufzeit durch eine oder mehrere 
auf den Inhaber lautende Sammelurkunden verbrieft (jeweils eine „Sammelurkunde“). 

(5) Die Sammelurkunde oder die Sammelurkunden werden Zug-um-Zug gegen Zahlung 
des Nennbetrages begeben. Sofern ein Clearing System eingeschaltet ist, erfolgt die 
Verwahrung und Übertragung nach Maßgabe der Regeln dieses Systems. 

(6) Der Anspruch der Anleihegläubiger auf Ausgabe einzelner Schuldverschreibungen oder 
Zinsscheine ist ausgeschlossen, soweit nicht zwingendes Recht dem entgegensteht. 

(7) Jede Sammelurkunde trägt die eigenhändige Unterschrift eines oder mehrerer 
ordnungsgemäß bevollmächtigter Vertreter der Emittentin. Die Nachbildung einer 
Unterschrift im Wege des Faksimile genügt, soweit gesetzlich zulässig. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieser Anleihebedingungen haben die nachstehenden Begriffe die folgende 
Bedeutung: 

1. „Anleihegläubiger“ ist jeder Inhaber einer Sammelurkunde, eines 
Miteigentumsanteils oder sonstigen dinglichen Rechts an einer Sammelurkunde. 

2. „Bankarbeitstag“ ist jeder Tag, an dem Kreditinstitute in Frankfurt am Main für den 
allgemeinen Geschäftsverkehr geöffnet sind und, soweit ein Clearing System 
eingeschaltet ist, dieses sowie das europäische Echtzeit-Bruttozahlungssystem T2 
für Zahlungen in Euro geöffnet sind. 

3. „Begebungstag“ ist der 01. Juni 2026. 

4. „Geschäftsjahr“ ist das Geschäftsjahr der Emittentin. 

5. „Gesamtnennbetrag“ ist der jeweils ausstehende Nennbetrag aller begebenen und 
noch nicht zurückgezahlten Teilschuldverschreibungen. 
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6. „Kapitalmarktverbindlichkeit“ ist jede gegenwärtige oder zukünftige 
Verbindlichkeit der Emittentin oder einer Wesentlichen Tochtergesellschaft aus 
aufgenommenem Geld oder aus der Emission von Schuldverschreibungen, 
Schuldscheindarlehen oder sonstigen kapitalmarktmäßig aufgenommenen 
Finanzverbindlichkeiten. 

7. „Mindestlaufzeit“ ist der Zeitraum von Zinslaufbeginn bis zum Ablauf des 31.03.2035. 

8. „Nennbetrag“ ist der Nennbetrag einer Teilschuldverschreibung gemäß § 1 Absatz 2. 

9. „SchVG“ ist das Gesetz über Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen in 
seiner jeweils geltenden Fassung. 

10. „Wesentliche Tochtergesellschaft“ ist jede Tochtergesellschaft der Emittentin, 
deren Bilanzsumme mindestens 25% der konsolidierten Bilanzsumme der Emittentin 
im letzten gemäß Gesetz offen gelegten Jahresabschluss beträgt." 

11. „Zahlstelle“ ist die in § 8 bezeichnete Zahlstelle. 

12. „Zinslaufbeginn“ ist der 01.06.2026. 

13. „Zinsperiode“ ist jeder Zeitraum gemäß § 4 Absatz 3. 

14. „Zinszahlungstag“ ist jeder in § 4 Absatz 3 genannte Tag. 

§ 3 Status der Schuldverschreibungen 

(1) Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht nachrangige 
und unbesicherte Verbindlichkeiten der Emittentin. 

(2) Die Schuldverschreibungen stehen untereinander und mit allen anderen gegenwärtigen 
und zukünftigen unmittelbaren, unbedingten, nicht nachrangigen und unbesicherten 
Verbindlichkeiten der Emittentin mindestens im gleichen Rang, soweit diesen anderen 
Verbindlichkeiten nicht durch zwingendes Recht ein Vorrang eingeräumt wird. 

(3) Die Emittentin ist berechtigt, weitere Finanzverbindlichkeiten einzugehen und weitere 
Schuldverschreibungen oder sonstige Wertpapiere zu begeben, soweit diese 
Anleihebedingungen nichts anderes bestimmen. 

(4) Die Emittentin ist berechtigt, ohne Zustimmung der Anleihegläubiger weitere 
Teilschuldverschreibungen mit gleicher Ausstattung in der Weise zu begeben, dass sie mit 
den bereits begebenen Teilschuldverschreibungen zusammengefasst werden, eine 
einheitliche Emission mit ihnen bilden und ihren Gesamtnennbetrag erhöhen. Der Begriff 
„Schuldverschreibungen“ umfasst in diesem Fall auch die zusätzlich begebenen 
Teilschuldverschreibungen. 

§ 4 Verzinsung 

(1) Die Schuldverschreibungen werden ab dem Zinslaufbeginn einschließlich mit einem 
festen Zins auf ihren jeweiligen ausstehenden Nennbetrag verzinst. 

(2) Der Zinssatz beträgt 3,9% p.a. 

(3) Die erste Zinsperiode beginnt am 01.06.2026 und endet am 31.03.2027. Jede weitere 
Zinsperiode läuft vom 01.04. bis zum Ablauf des 31.03. des folgenden Kalenderjahres. Zinsen 
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sind zum Ablauf der jeweiligen Zinsperiode fällig und soweit dieser Tag kein Bankarbeitstag 
ist, am nächsten Bankarbeitstag. 

(4) Sind Zinsen für einen Zeitraum von weniger als einem Jahr zu berechnen, erfolgt die 
Berechnung nach der Zinsmethode act/act (ICMA). 

(5) Die Verzinsung der jeweiligen Teilschuldverschreibung endet mit Ablauf des Tages, der 
dem Tag vorausgeht, an dem der auf diese Teilschuldverschreibung entfallende 
Rückzahlungsbetrag zur Zahlung fällig wird. Dies gilt nicht, soweit die Zahlung des 
Rückzahlungsbetrags unberechtigterweise vorenthalten oder verweigert wird. 

(6) Soweit die Emittentin Zinsen bei Fälligkeit nicht zahlt, wird der ausstehende Betrag ab 
dem jeweiligen Fälligkeitstag mit fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 
gemäß § 247 BGB, mindestens jedoch mit dem jeweils einschlägigen Zinssatz nach Absatz 
2, verzinst. 

§ 5 Laufzeit, Rückzahlung, Rückzahlungsbetrag und ordentliche Kündigungsrechte 

(1) Die Schuldverschreibungen haben eine Mindestlaufzeit und enden aufgrund Kündigung. 

(2) Die Emittentin ist zur Rückzahlung von Teilschuldverschreibungen erst nach Ablauf der 
Mindestlaufzeit berechtigt oder verpflichtet, soweit sich aus diesen Anleihebedingungen 
nichts anderes ergibt. 

(3) Die ordentliche Kündigung ist erstmals zum Ablauf der Mindestlaufzeit zulässig. 

(4) Die Emittentin ist berechtigt, die Schuldverschreibungen insgesamt oder teilweise mit 
einer Frist von 6 Monaten nach Maßgabe des Absatz 3 zum Ende einer Zinsperiode gemäß 
§ 12 zu kündigen und zu 100,00 % des Nennbetrags zuzüglich etwaiger bis zum 
Rückzahlungstag aufgelaufener Zinsen zurückzuzahlen. Im Falle einer teilweisen Kündigung 
wird die Kündigung durch teilweise Kürzung des Nennbetrags der Schuldverschreibung 
durchgeführt. 

(5) Jeder Anleihegläubiger ist berechtigt, seine Schuldverschreibungen mit einer Frist von 6 
Monaten zum Ende einer Zinsperiode in Textform bei gleichzeitigem Nachweis seiner 
Inhaberschaft gemäß § 15 Absatz 3 zu kündigen und deren Rückzahlung zu 100,00 % des 
Nennbetrags zuzüglich etwaiger bis zum Rückzahlungstag aufgelaufener Zinsen zu 
verlangen und zwar Zug-um-Zug gegen Rückgabe der Urkunde. 

(6) Soweit die Emittentin nach wirksamer Kündigung eine Teilschuldverschreibung bei 
Fälligkeit nicht oder nicht vollständig zurückzahlt, wird der ausstehende Rückzahlungsbetrag 
ab dem Rückzahlungstag bis zum Ablauf des Tages vor der tatsächlichen Rückzahlung mit 
dem in § 4 Absatz 6 bestimmten Verzugszinssatz verzinst. 

(7) Die Vorlagefrist beträgt drei Jahre und beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der 
Rückzahlungsbetrag fällig wird." 

§ 6 Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin 

(1) Die Emittentin ist berechtigt, sämtliche, nicht jedoch nur einzelne, Schuldverschreibungen 
vorzeitig zurückzuzahlen, wenn der Gesamtnennbetrag der ausstehenden 
Schuldverschreibungen, die sich nicht im Eigentum der Emittentin oder eines mit ihr 
verbundenen Unternehmens befinden, zu irgendeinem Zeitpunkt weniger als 25 % des 
ursprünglichen Gesamtnennbetrags beträgt. 
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(2) Die vorzeitige Rückzahlung ist den Anleihegläubigern mindestens 30 und höchstens 60 
Tage vor dem vorgesehenen vorzeitigen Rückzahlungstag gemäß § 12 bekanntzumachen. 

(3) Die Bekanntmachung muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. den vorzeitigen Rückzahlungstag, 

2. den vorzeitigen Rückzahlungsbetrag, 

3. einen Hinweis auf die bis zum vorzeitigen Rückzahlungstag aufgelaufenen und 
zahlbaren Zinsen. 

(4) Im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung nach diesem § 6 zahlt die Emittentin je 
Schuldverschreibung einen Betrag in Höhe von 100,50 % des Nennbetrags zuzüglich bis zum 
vorzeitigen Rückzahlungstag aufgelaufener Zinsen. 

(5) Dieses vorzeitige Tilgungsrecht besteht nicht, soweit die vorzeitige Fälligstellung auf einer 
wirksamen Kündigung der Anleihegläubiger aus wichtigem Grund beruht. 

§ 7 Wichtige Kündigungsgründe der Anleihegläubiger 

(1) Vor Ablauf der Mindestlaufzeit ist eine ordentliche Kündigung durch die Anleihegläubiger 
ausgeschlossen. Das Recht jedes Anleihegläubigers zur Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt unberührt. 

(2) Jeder Anleihegläubiger ist insbesondere berechtigt, seine Schuldverschreibungen aus 
wichtigem Grund zu kündigen und deren sofortige Rückzahlung zu 100 % des Nennbetrags 
zuzüglich bis zum Rückzahlungstag aufgelaufener Zinsen zu verlangen, wenn einer der 
folgenden Fälle eintritt: 

1. die Emittentin zahlt Kapital oder Zinsen nicht innerhalb von 30 Tagen nach dem 
betreffenden Fälligkeitstag; 

2. die Emittentin verletzt eine wesentliche Verpflichtung aus diesen 
Anleihebedingungen und hat diese Verletzung nicht innerhalb von 30 Tagen nach 
Zugang einer schriftlichen Aufforderung des Anleihegläubigers behoben; 

3. die Emittentin stellt ihre Zahlungen ein oder gibt ihre Zahlungsunfähigkeit 
allgemein bekannt; 

4. über das Vermögen der Emittentin oder einer Wesentlichen Tochtergesellschaft 
wird ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt; 

5. ein Kontrollwechsel im Sinne des § 13 eintritt; 

6. eine Maßnahme im Sinne des § 13 Absatz 1 durchgeführt wird, ohne dass die 
Voraussetzungen des § 13 Absatz 2 erfüllt sind. 

(4) Die Kündigung ist gegenüber der Emittentin in Textform unter gleichzeitigem Nachweis 
der Inhaberschaft gemäß § 15 Absatz 3 zu erklären. 
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§ 8 Zahlstelle 

(1) Zahlstelle ist die Emittentin selbst, d.h. in eigener Durchführung. 

(2) Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit anstelle der Eigenwahrnehmung eine Bank oder 
ein sonst geeignetes Finanzinstitut als externe Zahlstelle zu bestellen. Eine solche Änderung 
ist den Anleihegläubigern unverzüglich gemäß § 12 bekanntzumachen. 

§ 9 Zahlungen, Zahlungsweg und Fälligkeit 

(1) Sämtliche Zahlungen auf Kapital und Zinsen aus den Schuldverschreibungen erfolgen in 
Euro. 

(2) Soweit ein Clearing System eingeschaltet ist, wird die Emittentin die fälligen Zahlungen 
an die von ihr bestimmte Abwicklungsstelle oder an das Clearing System oder dessen Order 
leisten. Soweit kein Clearing System eingeschaltet ist, erfolgen Zahlungen mit 
schuldbefreiender Wirkung unmittelbar an die Anleihegläubiger oder an die von ihnen 
benannten Empfangsstellen. 

(3) Ist ein Fälligkeitstag für eine Zahlung kein Bankarbeitstag, so wird die betreffende 
Zahlung am nächstfolgenden Bankarbeitstag geleistet, ohne dass wegen dieser 
Verschiebung zusätzliche Zinsen oder sonstige Beträge zu zahlen sind. 

§ 10 Steuern 

(1) Sämtliche Zahlungen auf die Schuldverschreibungen erfolgen unter Abzug und 
Einbehaltung von gegenwärtigen oder zukünftigen Steuern, Abgaben oder sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Lasten, soweit die Emittentin gesetzlich zum Abzug oder zur 
Einbehaltung verpflichtet ist. 

(2) Die Emittentin ist nicht verpflichtet, wegen eines solchen Abzugs oder Einbehalts 
zusätzliche Beträge an die Anleihegläubiger zu zahlen, soweit nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist. 

(3) Soweit kein gesetzlicher Steuerabzug vorzunehmen ist, tragen die Anleihegläubiger ihre 
steuerlichen Pflichten selbst. 

§ 11 Publizitätspflichten und Transparenz 

(1) Die Emittentin verpflichtet sich, ihren Jahresabschluss oder sofern sie zur 
Konzernrechnungslegung verpflichtet ist, ihren geprüften Konzernabschluss und 
Konzernlagebericht spätestens innerhalb von 8 Monaten nach Ablauf eines jeden 
Geschäftsjahres auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen. 

(2) Die Emittentin wird die Anleihegläubiger unverzüglich über solche Umstände gemäß § 12 
informieren, die geeignet sind, ihre Fähigkeit zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen wesentlich zu beeinträchtigen. 

§ 12 Mitteilungen und Bekanntmachungen 

(1) Bekanntmachungen und Mitteilungen betreffend die Schuldverschreibungen erfolgen im 
Bundesanzeiger und auf der Internetseite der Emittentin. 

(2) Sofern ein Clearing System eingeschaltet ist oder die Schuldverschreibungen an einem 
organisierten Markt oder in einem Freiverkehrssegment notiert sind, können Mitteilungen 
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zusätzlich über das Clearing System oder nach Maßgabe der dort geltenden Vorschriften 
erfolgen. 

(3) Soweit gesetzlich nichts anderes vorgeschrieben ist, gilt eine Bekanntmachung mit dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger als erfolgt. 

§ 13 Schutz bei Strukturmaßnahmen und Kontrollwechsel 

(1) Die Emittentin hat es zu unterlassen, sich durch Verschmelzung, Spaltung, 
Vermögensübertragung, Formwechsel oder eine vergleichbare Umwandlungsmaßnahme 
ihrer Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen zu entziehen. 

(2) Eine Maßnahme nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn der im Wege der Gesamt- oder 
Einzelrechtsnachfolge eintretende Rechtsträger sämtliche Verpflichtungen aus den 
Schuldverschreibungen wirksam und rechtsverbindlich übernimmt und gewährleistet ist, 
dass dieser Rechtsträger nach seiner Vermögens-, Finanz- und Ertragslage mindestens 
ebenso in der Lage ist wie die Emittentin unmittelbar vor Wirksamwerden der Maßnahme, 
die Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen vollständig und fristgerecht zu erfüllen. 

(3) Im Fall einer Verschmelzung oder sonstigen Umwandlungsmaßnahme bleiben die 
gesetzlichen Gläubigerschutzrechte der Anleihegläubiger nach dem Umwandlungsgesetz 
unberührt. Soweit das Umwandlungsgesetz den Anleihegläubigern das Recht einräumt, 
Sicherheitsleistung zu verlangen, gilt dies auch im Verhältnis zur Emittentin beziehungsweise 
zu dem eintretenden Rechtsträger. 

(4) Ein „Kontrollwechsel“ liegt vor, wenn eine Person oder mehrere gemeinsam handelnde 
Personen unmittelbar oder mittelbar die Kontrolle über die Emittentin erlangen. 

(5) Kontrolle liegt insbesondere vor, wenn 

1. mehr als 50 % der Stimmrechte an der Emittentin gehalten werden, oder 

2. auf sonstige Weise ein beherrschender Einfluss im Sinne des anwendbaren Rechts 
begründet wird. 

(6) Die Emittentin wird einen Kontrollwechsel unverzüglich gemäß § 12 bekanntmachen. 

(7) Im Fall eines Kontrollwechsels ist jeder Anleihegläubiger berechtigt, seine 
Schuldverschreibungen ganz oder teilweise mit einer Frist von mindestens 30 Tagen zum 
Ablauf der laufenden Zinsperiode gegenüber der Emittentin zu kündigen und deren 
Rückzahlung zu 101 % des Nennbetrags zuzüglich bis zum Rückzahlungstag aufgelaufener 
Zinsen zu verlangen. 

(8) Eine Anpassung von Zinssatz oder Rückzahlungsbetrag wegen Kapitalmaßnahmen 
findet nicht statt, soweit nicht gesetzlich zwingend oder in diesen Anleihebedingungen 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

§ 14 Beschlüsse der Anleihegläubiger, gemeinsamer Vertreter, Änderungen und 
Berichtigungen 

(1) Die Anleihegläubiger können nach Maßgabe der §§ 5 ff. SchVG durch Mehrheitsbeschluss 
Änderungen der Anleihebedingungen beschließen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 
Änderungen, die eine Erweiterung der Leistungspflichten der Anleiheschuldnerin begründen 
oder ihre Rechte beschränken, bedürfen der Zustimmung der Anleiheschuldnerin. Im 
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Übrigen sind Mehrheitsbeschlüsse der Anleihegläubiger nach Maßgabe der §§ 5 ff. SchVG 
ohne Zustimmung der Anleiheschuldnerin wirksam. 

(2) Für Beschlüsse über wesentliche Maßnahmen, insbesondere 

1. Änderungen des Zinssatzes, 

2. Änderungen der Rückzahlungsbedingungen, 

3. Änderungen der Emissionswährung, 

4. Änderungen des Rangs der Schuldverschreibungen, 

5. Beschränkungen oder Änderungen von Kündigungsrechten der Anleihegläubiger, 

6. den Austausch oder die Freigabe wesentlicher Sicherheiten, soweit solche bestehen, 

7. sonstige Maßnahmen im Sinne des § 5 Absatz 3 SchVG, 

ist eine Mehrheit von mindestens 75 % der an der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte 
erforderlich. 

(3) Für sonstige Beschlüsse genügt, soweit gesetzlich zulässig, die einfache Mehrheit der an 
der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte. 

(4) Beschlüsse der Anleihegläubiger werden entweder in einer Gläubigerversammlung oder 
im Wege der Abstimmung ohne Versammlung nach Maßgabe des SchVG gefasst. 

(5) Die Anleihegläubiger können nach Maßgabe des SchVG einen gemeinsamen Vertreter 
bestellen. 

(6) Soweit der gemeinsame Vertreter zu wesentlichen Maßnahmen im Sinne von Absatz 2 
ermächtigt werden soll, bedarf seine Bestellung oder Ermächtigung einer Mehrheit von 
mindestens 75 % der an der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte. 

(7) Berichtigungen dieser Anleihebedingungen ohne Beschluss der Anleihegläubiger sind 
nur zulässig, soweit sie offensichtliche Schreib-, Rechen- oder vergleichbare redaktionelle 
Fehler betreffen und keine materiellen Rechte oder Pflichten der Anleihegläubiger berühren. 

(8) Jede Berichtigung nach Absatz 7 ist unverzüglich gemäß § 12 bekanntzumachen. 

(9) Materielle Änderungen der Anleihebedingungen bedürfen stets eines Beschlusses der 
Anleihegläubiger nach Maßgabe der §§ 5 ff. SchVG. 

§ 15 Anwendbares Recht, Gerichtsstand und gerichtliche Geltendmachung 

(1) Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und Pflichten der 
Anleihegläubiger und der Emittentin bestimmen sich ausschließlich nach dem Recht der 
Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang 
mit den Schuldverschreibungen ist, soweit gesetzlich zulässig, der Sitz der Emittentin. Diese 
Gerichtsstandvereinbarung berührt nicht das Recht eines Anleihegläubigers, Verfahren vor 
jedem anderen gesetzlich zuständigen Gericht zu erheben. 

(3) Jeder Anleihegläubiger ist berechtigt, im eigenen Namen Ansprüche aus den 
Schuldverschreibungen geltend zu machen, wenn er einen aktuellen besonderen Nachweis 
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seiner depotführenden Bank oder eines sonst hierzu befugten Instituts vorlegt, aus dem sich 
seine Inhaberschaft an den betreffenden Schuldverschreibungen ergibt. 

(4) Ein zusätzlicher Zustimmungsvorbehalt der Emittentin für Verfügungen über die 
Schuldverschreibungen besteht nicht. 

(5) Ein Sperrvermerk darf nur verlangt werden, soweit und solange dies nach dem SchVG 
für die Teilnahme an einer Gläubigerversammlung oder Abstimmung ohne Versammlung 
erforderlich oder marktüblich ist. 

§ 16 Salvatorische Klausel 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anleihebedingungen ganz oder teilweise 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen unberührt. 

(2) An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt, soweit 
gesetzlich zulässig, die gesetzliche Regelung. 

(3) Eine einseitige Ersetzung unwirksamer oder undurchführbarer Bestimmungen durch die 
Emittentin ist ausgeschlossen. 

Singen, den 21.05.2026 

Der Vorstand 

solarcomplex AG 

 


